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Amtlicher UM,
Brkanntmachuug der Reichsbekleidungsstelle

über Beschlagnahme der im Besitze von Alt¬
handlern und ähnlichen Gewerbetreibenden be¬
findlichen gebrauchten Kleidungs- u. Wäschestücke.

Vom 29. Dezember 1917.
Auf Grund der Bundesratsverordnung über Bffugnissc

der Reichsbekleidungsstelle vom 22. März 1917 (Reichs-Ge-
sctztl. S . 251) in Verbindung mit der Bekanntmachung der
Reichsbekleidungsstelle über Beschlagnalimen und Enteig¬
nungen durch die Reichsbekleidungsstelle vom 4. April 1917
(Reichsanzeiger Nr . 92) wird folgendes bestimmt:

8 1.
Gebrauchte Kleidungs - und Wäschestücke, die zur Ver¬

äußerung oder anderweitigen Verwertung bestimmt ,ind und
sich im Besitze von Gewerbetreibenden befinden, deren Be¬
trieb auf den Erwerb , die Veräußerung oder anderweitige
Verwertung der bczeichneten Gegenstände gerichtet ist, wer¬
den beschlagnahmt, soweit sie nicht von den Heeresverwal¬
tungen oder der Marineverwaltung für ihren Bedarf in
Anspruch genommen sind.

Als solche Gewerbetreibende gelten insbesondere : Alt¬
händler , Trödler , Tandler , Monatsgardcrobenhändler und
Pfandleiher.

8 3.
Tie Beschlagnahme wird sofort wirksam,

i 8 3.
Die Besitzer der von der Beschlagnahme betroffenen Ge¬

genstände sind verpflichtet, sie aufzubcwahren , pfleglich zu
behandeln und die zu ihrer Erhaltung erforderlichen Hand¬
lungen vorzunehmen.

8 4.
An den beschlagnahmten Gegenständen dürfen unbe¬

schadet der Bestimmungen des 8 3 Veränderungen , insbe¬
sondere Ortsveränderungen , nicht vorgenommen werden.
RechtsgeschäftlicheVerfügungen über sie sind verboten. Den
lechtsgeschästlichen Verfügungen stehen Verfügungen gleich-
die im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrestvollztehung
erfolgen..

Trotz der Beschlagnahme sind Verfügungen zu Gunsten
des Kommnnalverbandes , in dessen Bezirk sich die beschlag¬
nahmten Gegenstände befinden, zulässig.

Die von der Beschlagnahme betroffenen Gegenstände sind
dnrch die Besitzer dem nach 8 4 Abs. 2 zuständigen Kom-
mnnalverbande zu melden.

Bei Gegenständen, die von der Beschlagnahme betroffen
sind und sich nicht im Gewahrsam des Besitzers befinden,
ist neben dem Besitzer auch der Gewahrsamsinhaber melde-
pslichtig.

Die Kommunalverbände haben nähere Anordnungen über
die Meldung zu erlassen. Diese sind auch berechtigt, den
Bestand der von der Beschlagnahme betroffenen Gegenstände
durch Beauftragte feststellen zu lassen.

8 6.
Die beschlagnahmten Gegenstände, deren Uebereignung

an die Kommunalverbände nicht freihändig erfolgt , werden
gemäß 8 2 der Bundesratsverordnung über Befugnisse der
Reichsbekleidungsstelle vom 22. März 1917 und der Bekannt¬
machung der Reichsbekleidungsstelle über Beschlagnahrnev
und Enteignungen durch die Reichsbekleidungsstelle vom 4.
April 1917 auf Antrag des zuständigen Kommunalverbandes
enteignet tverden.

' 8 7.
Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmnn-

gen und die nach 8 5 Abß 3 von den Kommunalverbänden
zu erlassenden Anordnungen werden aus Grund der Vor¬
schrift des 8 3 der Bundesratsverordnung über Befugnisse
der Reichsbekleidungsstelle vom 22. März 1917 mit Gefäng¬
nis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe bis zu 10000
Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft.

Neben diesen Strafen kann auf die in 8 3 der genannten
Bundesratsverordnung bezeichneten Nebenstrafen erkannt
werden.

»*
Diese Bekanntmachung tritt sofort in Kraft.
Berlin , den 29. Dezember 1917.

»reichsbekleidungsstelle
Geheimer Rat 0r . Beutler

Reichskommissar für bürgerliche Kleidung.
• • •

J .-Nr . II . 1411. Sie : , den 11. Februar 1918.
Die Magistrate der Städte Diez, Bad Ems und Nassau

und die Herren Bürgermeister der Landgemeinden ersuche ich,
den in Betracht kommenden Gewerbetreibenden (Althänd-
fev, Trödler , Tandler usw ) unverzüglich  von vorstehen-



der Verordn«,»« Kenntni » zu geben und sie aufzufordern,
Ihnen bis spätestens 13 . Februar  d . IS . über die
in ihrem Besitze befindlichen gebrauchten Kleidungs -- und
Wäschestücke Meldung zu erstatten . Die eingegangenen Mel¬
dungen sind mir bis spätestens am 1. März  d . Js.
einzureichen. Geht bis zu diesem Tage eine -Meldung hier
nicht ein, nehme ich an , daß solche bei Ihnen nicht einge¬
gangen sind.

Der Borsitzrnve des Kreisauskchusses
I - B. r

Schüu . Krelsdet-ulterrei

Z. * . 182. Diez,  den 13. Februar 1918.

Brlannluialhuug-
Anstelle des auf seinen Wunsch zurückgetretenen Herrn

'Markscheider Hankel in Bad Ems habe ich Herrn Rentner
Karl Flick daselbst zum Berufsberater in der Krieqsbeschä-
digten-Fürsvrge ernannt und ihm als Dienstbezirk die Ge¬
meinden: Bad Eins , Becheln, Dausenau und Kemmenau
zugelviesen. Ich ersuche die Herren Bürgermeister der ge¬
nannten Orte um entsprechende ortsübliche Bekanntmachung.

Der ttrersausschutz
fkr die Krieavbeschäsiaten -Fürsorge

im Un 'erlahnkreise.
j. , . I.

Zimmermann.

XVIII. Armeekorps.
Stellvertretendes Generalkommando.
Mt . III b Tbg.-Nr . 6853/2171.

Frankfurt a . M ., den 7. April 1917.

Dnwtaimg über Krdckshilfe in kt Jank
und MSmiWli.

Auf Grund des 8 9b des Gesetzes vom 4. Juni 1851
in Verbindung mit dem Reichsgesetzevom 11. Dezember
1915 ordne ich für den mir unterstellten Korpsbezirk und
— ini Einvernehmen mit dem Gouverneur — auch für
den Befehlsbereich der Festung Mainz an : >

8 1.
Männlichen und iveiblichen Personen , die in der Land-

oder Forstwirtschaft beschäftigt sind, ist verboten, ohne
schriftliche Genehmigung der zuständigen Behörde in eine
andere als land - oder forstwirtschaftliche Beschäftigung über-
zutrtten.

Ebenso dürfen in Landgemeinden jugendliche Personen,
die in einem Arbeitsverhältnis bisher überhaupt noch nicht
gestanden haben, ohne schriftliche Genehmigung der zustän¬
digen Behörde eine andere als land - oder forstwirtschaftliche
Beschäftigung nicht annehmen.

Die Genehmigung ist nur zu erterlen, sofern durch An¬
nahme eitler anderen Arbeit das vaterländische Interesse an
der Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung nicht be¬
einträchtigt wird.

Zuständige Behörde ist der Landrat (Kreisdirektor ), in
preußischen Stadtkreisen , sowie in hessischen Städten mit
über 20000 Einwohner der Oberbürgermeister.

8 2.
Jede männliche oder weibliche Person ist verpflichtet,

«uf Aufforderung der zuständigen Behörde (§ 3) ihres Wohn¬
sitzes im Bezirk ihrer Wohnsitz- oder Rachbargenleindc gegen
den jriveils am Arbeitsorte üblichen Lohn eine ihren Kräften
und Fähigkeiten entsprechende land- oder forstwirtschaftliche
Arbeit sowie Hilfeleistung beim Getreideausdrusch insoweit
zu übernehmen, als es ohne wesentliche Schädigung ihrer
eigenen Verhältnisse geschehen kann.

8 3
Die Aufforderungen erfolgen durch den Gemeindevor-

st,h»r Wie dürfen nur ergehen, wenn st» unLetzingt »*

forderlich ftnd, «m den Ertrag des BovenS, insbesondere
die Bestellung der Felder odec die Einbringung der Ernte
sowie den Ausdrusch deS Getreides sicher zu stellen. Unter
dieser Voraussetzung ist eine Heranziehung auch an Sonn¬
tagen zulässig.

8 4.
Zeugnisse von Kreis - oder anderen beamteten Aerzten

befreien, soweit sie die Unfähigkeit zu der aufgetragenen
Arbeit bescheinigen, ohne weiteres von der Verpflichtung
ztrr Arbettshilse.

8 5.
Gegen die Verweigerung der Genehmigung (8 1) sowie

gegen die Heranziehung zur Arbeit und gegen die Höhe
der Entlohnung (8 2) steht die Beschwerde zu, die keine auf¬
schiebende Wirkung hat . lieber die Beschwerde entscheidet
endailtig im Falle des 8 1 der Regierungspräsident (Mini¬
sterium des Innern in Darmstadt ), im Falle des 8 2 der
Landrat (Krersdirektor ) und, wenn der Gemeindevorst. her
einem Landratsamt (Krersamt ) nicht untersteht , der Regie¬
rungspräsident (Ministerium des Innern in Darmstadt ).

8 e.
Wer dem Verbote des 8 1 zuwiderhandelt oder einer

auf Grund des 8 2 erlassenen Aufforderung ohne aus¬
reichenden Grund nicht nachkommt, wird mit Gefängnis
bis zu elnem Jahr , beim Vorliegen mildernder Umstände mit
Haft oder Geldstrafe bis zu 1500 Mark bestraft.

8
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung

in Kraft und am 15. Oktober 1917 außer Kraft.
Der stellv. Kommandierende General.

Riedel,
Generalleutnant.

MchtamtUHeie UM
Oesterreich-Ungarn.

WTB . Budapest,  15 . Febr . Heute fand hier unter
Beteiligung der österreichischen und ungarischen Mni 'ter
für Handel, Finanzen und Uebergangswirtschaft sowie der
gemeinsamen Minister von Stöger -Steiner und Baron
Bnrian unter dem Vorsitz des Ministerpräsidenten Dr.
Wekerle eine gemeinsame Ministerkonferenz über
Wirtschafts fragen  statt , die beide Staaten inter¬
essieren.

WTB . W i e n , 16. Febr . In der Sitzung der parlamen¬
tarischen Kommission des Polenklubs  berichtete , wie
die polnischen Nachrichten melden, der Klubobmann Götz
über die dem Ministerpräsidenten  am 11. Februar
abgegebene Erklärung über die von den Polen gegenüber der
Regierung wegen des mit der Ukraine geschlossenen Frie¬
densvertrages einzunehmende Haltung . Die Kommission
nahm einmütig mit Anerkennung den vom Klubvbmann ge-
machten Schritt zur Kenntnis . Hierauf entwickelte sich eine
mehrstündige Debatte über die dem Poftnklub zu erstattenden
Vorschläge bezüglich eines weiteren Vorgehens. In der De¬
batte . welche die Entrüstung der Nation und di- Bereit¬
willigkeit , ihre Rechte zu verteidigen, widerspiegelte, wurde

• die vollkommenste Uebereinstimmung der Ansichten in der
! Haltung , welche die Nation gezwungen ist, in der polnischen
! Frage einzunehmen, festgestellt.

j Repington s Angriffe gegen Lloyd George.
Repington gibt in seinem Bericht über die Versailler

- Konferenz an , daß hinsichtlich der Betätigung Llohd Georges
folgende Gerüchte umlaufen : Llohd George habe versucht,'
die Konferenz zu einer neuen Extratour  zu veranlassen.

! Er hatte aber damit kein Glück, ferner habe er, als die
j Effektivstärke der britischen Armee und die autorative drin-
i gende Erörterung von Verstärkungen betont wurde , eine
• eingehende Diskussion Thomas ' verhindert und den Alliier¬

ten in dieser Hinsicht keine Hoffnung gegeben. Schließlich



1)0be  er skr die Operationen an der Westfront den britischen
Generalstab in London praktisch ansgeschaltet und Feld¬
marschall Ha lg eines seiner unentbehrlichsten Aktions-
Mittel beraubt . Repington forderte die Regierung auf , die
Gerüchte, wenn sie falsch seien, zu dementieren und stellt
gleichzeitig dem Parlamente anheim , sich im Interesse der
Sicherheit der britischen Armee und des Erfolges der briti¬
schen Sache unverzüglich und eingehend mit der Tätigkeit
des Kriegskabinetts zu befassen. Repington führt mit schar¬
fem Sarkasmus aus , daß es sich bei der fraglichen neuen
Extratour um einen Schlag gegen die Türkei  handelte,
was angesichts der Anhäufung der deutschen Truppen an der
Westfront  für jeden Mann unverständlich sei. Es ver¬
lautet , daß Lloyd Georges Extratour gescheitert jct , ab .r
der Sicherheit halber solle das Parlament ihm das fest'. Ver¬
sprechen abnehmen, daß weder diese noch andere Extra¬
vaganzen zur Ausführung gelangten. Repington tadelt Llvgd
George ferner in den schärfsten Ausdrücken wegen der
mangelhaften Kriegsorganisation  zu Hause
und sagt, er könne weder Krieg noch Frieden machen. Er
habe kein Recht, zu Fremden über das Friedensbedürfnis
der britischen Arbeiter zu reden. Freilich wünschten die Ar¬
beiter den Frieden , sie erstrebten aber gleichzeitig wie des
Kriegszielmanrfest beweise, die Niederwerfung des deutschen
Militarismus . Die Frage sei, ob Lloyd Georg» ihnen über
die Lage der britischen Armee die Augen geöffnet habe, erst
dann dürft er von einem Friedensbedürfnis des Landes
reden, wenn er nach der offenen Darlegung der tatsächlichen
Lage ein starkes Mandat emvfangen habe, zu kämpfen oder zu
kapitulieren . Er dürfe von seiner eigenen Feigheit  nicht
auf die anderer schließen. Repington behauptet , in Frank¬
reich äußerst abfällige Kritiken über Lloyd George gehört zu
haben und verlangt daher , daß das Parlament die Frage
der Truppcnverstärknng unter Anhörung der Heeresleitung
in offener Sitzung endgiltig entschließen solle. Er betont,
ganz Frankreich kämpfe wie ein Mann für die heilige Sache,
ebenso Amerika, nur die britischen Heere schrumpften in¬
folge der Kneiferei  Lloyd Georges beständig zusammen.
Repington behauptet schließlich, die Versailler Konferenz
habe dem alliierten Kriegsrate entgegen den früheren Erklä¬
rungen Lloyo Georges weitgehende Exekutivgewalt beigelegt,
die gerade für die bevorstehende arcrieidigung gegen den er¬
warteten großen deutschen Angriff äußerst bedenklich sei,
da die britische Heeresleitung praktisch die Verfügung über
ihre eigenen Reserven verliere . Zudem werde durch das neue
Oberkommando des Generals Foch und des dazu gehörigen
Britengenerars von Lloho Georges Gnaden der Londoner Ge¬
neralstat praktisch ausgeschaltet . Tatsächlich habe Lloyo
George die Autorität Haigs und Robertsons durch seine
eigene ersetzr und trage somit alle Verantwortung , was in¬
dessen ein schwacher Trost wäre, wenn die Sache schief
ginge. Repington schließt, Lloyd George habe nunmehr end¬
gültig und klar die völlige Unfähigkeit,  England in
diesem großen Kriege zu leiten , nachgewiesen, das Parla¬
ment müsse in dieser Lage handeln, wie es für notwendig
befinde.

Verkehr mit Zucht- und Nutzvieh im Negierungc-
d?znk Wiesbaden.

Am 15. Februar ds. Js . sind die Bestimmungen der
Landeszentrolbehörden vom 27. Dezember 1917 über den
Verkehr mit Zucht- und Nutzvieh in vollem Umfange in
Kraft getreten . Danach ist die Ueberführung von Rindern,
Kälbern , Schafen und Schweinen von einem Kommun., >oer-
tand des Regierungsbezirks in einen anderen an die Geneh¬
migung der Bezirksfleischstelle zu Frankfurt a . M .. Unter-
mainanlage 9, gebunden. Ferner bedarf es zur Einfuhr von
Vieh in den Regierungsbezirk Wiesbaden und zur Ausfuhr
au ? demselben der Genehmigung der gleichen Stelle und der
beteiligten auswärtigen Provinzialfleischstelle . Die Bestim¬

mungen haben den Zlveck, den Schleichhandel mit Mey . der
einen großen, unseren Viehbestand ernstlich gefährdenden
Umfang erreicht hat , zu unterbinden . Die Ausfuhrerirubnft
wird daher nur erteilt werden, wenn durch einen mcbver-
ständigen Beauftragten der Bezirksfleischstelle nach,;-wiesen
wird, daß es sich bei den betreffenden Tieren um Nutzvieh
oder Zuchtvieh und nicht um Schlachtvieh handelt . Der Ver¬
bleib der Tiere wird nach ihrem Eintreffen am Bestim¬
mungsort überwacht. Schlachtvieh ist wie bisher an die
Kreissammelstellen des Viehhandelsverbandes abzuführen.
Der Erwerb und die Veräußerung von Nutzvieh inner¬
halb eines Kommunalverbandes  ist an keine
Förmlichkeit gebunden. Wünscht jedoch ein Landwirt , sich
Nutzvieh aus einem anderen Kommunalverband zu beschaffen,
so muß er zuvor um die Einfuhrerlaubnis nachsuchen. Den
Antrag „zum Zwecke des Weiterverkaufs " können auch die
mit einer Ausweiskarte versehenen Händler stellen. Ter
Antrag ist bei dem Bürgermeisteramt einzureichen, wo An¬
tragsformulare vorrätig gehalten worden. Tie Genehmigung
der Ausfuhr setzt sie vorherige Genehmigung der Einfuhr
voraus . Ter Versender der auszuführenden Tiere hat unter
Vorlegung der erteilten Einfuhrgenehmigung , der Kauf-
anzeige und der Mitteilung über deu Verladeort und die Ver-
ladczeit die Ausfuhrgenehmigung bei der Bezirksfleischstell'
zu beantragen . Die Ausfuhrerlanbnis wird nach Besicbtl-
yung der Tiere ausgehändigt gegen eine Gebühr von 5 Mk.
für Großvieh und 1,50 Mk. für Kleinvieh. Die gleiche Ge¬
bühr wird erhoben für die Genehmigung zur Einfuhr von
Vieh aus ftemden Biehhandelsverbänden . lieber die Hand¬
habung des Handels auf Märkten worden noch besondere Be¬
stimmungen veröffentlicht werden. Die Güterabfert .gungen
deL»Eisenbahnverwaltungen sind angewiesen, fein ? Verladun¬
gen vorzunehmen, wenn nicht die vorgeschriebene Geneh¬
migung beigebracht wird.

Staatsmaßnahmen zur Ausdehnung
des Karroffelbaues.

Nachdem das Preußische Abgeordnetenhaus die Anträge
der Staatshaüshaltskommission aus Vermehrung der Kar¬
toffelanbaufläche durch Gewährung von Zuschüssen für die
Saatgutbeschaffung angenommen Hot, haben die maßgeben¬
den Behörden und landwirtschaftlichen Körperschaften die
Vorbereitungen für eine umfassende Werbetätigkeit zu einer
starken Ausdehnung des Kartoffelanbaus ungesäumt in An¬
griff genommen. In allen Provinzen sollen mit Hilfe der
Landwirtschaftskammern dce Lanowirte über die nationale
Notwendigkeit einer Vermehrung der Kartoffelanbaufläche
aufgeklärt werden. Für die Vermittlung guten Saatgutes
sind umfangreiche Maßnahmen in Aussicht genommen. Das
Anerkennungsverfahren wird eine entsprechende bewegliche
und trotzdem zuverlässige Organisation erhalten . Die Mit¬
wirkung der Schulen und der Presse soll in großem Umfang»
in Anspruch genommen werden. Durch den Aushang von
Plakaten in den Gemeindehäusern, Gasthöfen, Eisenbahn-
ivagen, Wartesälen und sonst geeigneten Orten soll die ge¬
samte Bevölkerung, auch die Inhaber von Schrebergärten
ständig an die Notwendigkeit der Ausdehnung des Kartoffrl-
baues erinnert werden. Die Verhandlungen mit der Reichs-
kartoffelstelle bezüglich der besonders zu erlaffenden Be¬
stimmungen über die Anrechnung der Lieferungen stehen vor
dem Abschluß. Im Ministerium für Landwirtschaft , Do-
ncänen und Forsten und dem Königlichen Landes-Oekonomie-
Kvllegium wird bereits eine umfassende Tätigkeit auf allen
mit der Durchführung der neuen Aufgabe zusammenhängen¬
den Gebieten entfaltet . Die Gesellschaft zur Förderung des
Baues und der wirtschaftl zweckmäßigen Verwendung der
Kartoffeln hal ihre Mitwirkung in bereitwilliger Weise zur
Verfügung gestellt. Es sind alle Vorbereitungen getroffen,
um eine ausreichende Anbaufläche für Kartoffeln »u gewähr¬
leisten.
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Reiseverkehrs nicht nur in Berlin , sondern im ganzen Deut¬
schen Reich in Kraft . Der zugunsten des Reichs zu erhebende
Zuschlag ist nach Wagenklassen gestaffelt ; er beträgt für die ,
bisher steuerfreie 4. Klasse lt ) v. H. des Fahrpreises , für die i
übrigen Klassen 12 bis 16 b. H. des Fahrpreises (12 v. H. !
in der 3., 14 v. H. in der 2,, 16 b. H. in der 1. Klasse).
Zugunsten der Staatseisenbahnverwaltnngen wird ein Zu¬
schlag von 10. b. H. erhoben. Infolgedessen erhöhen sich die
kilemetrischen Einheitssätze in der 4. Klasse von 2 auf 2,2
Pig ., in der 3. Klasse von 3 aus 3,3 Pfg ., in der 2. Klasse
van 4,5 auf 4,95 Pfg ., in der 1. Klasse bon 7 auf 7,7 Pfg.
Diese erhöhten Sätze erhöhen sich weiter um die Staffelsätze
der Reichsberkehrssteuer, nämlich in der 4. Klasse um 10

H. bon 2,2 auf 2,4 Pfg ., in der 3. Klasse um 12 b H.
brn 3,3 auf 3,7 Pfg ., in der 2. Klasse um 14 v. H. bon 4,95
rus 5,7 Pfg ., in der 1. Klasse um 16 b. H. bon 7,7 aus
9 Pfg . Auch die Beförderung des Reisegepäcks verteuert sich
um durchschnittlich den dritten Teil des itzigen Preises.

Vermischte Nach richte».
T rc Wiederaufnahme des Fernverkehrs.

Die Einschränkungen im Fernverkehr der deutschen Eisen¬
bahnen werden bald wieder gemildet werden. Schon am
letzten Dienstag dürften sämtliche Schnell- und Personcn-
züge wieder in Verkehr gebracht werden können, die seit dem
22. Januar in Wegfall gekommen sind. Anher Verkehr
bleiben nur die Züge, die seit dem 13. Januar und früher
ausgefallen sind. Ter Fahrplan wird demnach in vollem
Umfange wieder durchführt , wie er vom 13. bis zum 21.
Januar bestanden hat.

Anzeigen.

Holzversteigerung.
Am Freitag , den 22 . Februar 1918  werden

nachfolgende Hölzer öffentlich meistbietend versteigert:

Industrie , Handel und Gewerbe«
A u s l a n d s f o r d e r u n g e n. Tie Handelskammer zu

Limburg (Lahn) weist darauf hin , daß nach der Bnndesrat ?-
verordnung vom 30. Januar 1918 nunmehr die Anmelde¬
pflicht für Auslanosfvrderungen auch auf Forderung ?» gegen
Schuldner in den Vereinigten Staaten , Cuba, Panama,
Liberia , China , Sram und Brasilren ausgeoehnt worden ist.
Formulare zur Anmeldung können von der Geschäftsstelle
der Kammer : Limburg lLahn), Josefstraße 7, bezogen weiden

vormittags 91/2  Uhr:
Distrikt Pr . Verhau  76:

17 Rm . Eichenscheit- und Knüppelholz,
203 Rm . Buchenschett- tmd Knüppelholz (knorrig u.

Anbruch),
177 Rur. Buchenreiserknüppel,

1170 Buchenwellen.
Zusammenkunft um 9' /* Uhr an der Einmündung der

Straße Friedrichssegen in die Straße Oberlahnstein -Forst¬
haus.

5 ~ Verkehr.
Stückgutverkehr.  Während der Tauer der gegen¬

wärtigen Stückgutssperre nahmen die Eisenbahn/ ftnststellen
nach den bisherigen Bestimmungen dringende Sendungen für
die Munitionsherfftellung und Kricgsrüstung , soweft sie nicht
unmittelbar an militärische Stellen , sondern an private
Empfänger gerichtet lvaren, nur dann zur Beförderung an,
ivcnn die Nvtioendigkeit des Versandes durch die Linien-
kvmmandantur des Persandbezirks bescheinigt ivar . Dieses
Verfahren loird vom 15. Februar an dahin geändert , daß
die erwähnten Bescheinigungen von der für den Cinpfangsort
zuständigen Kriegsamtstelle auögefertigt werden. Tie An¬
träge ans Versandgenehmigung für Güter der vorbezeichneten
dlrt sind also nicht mehr der Linienkommandantur , sondern
— unter Benutzung eines besonderen, bei den Handels¬
kammern erhältlichen Vordruckes — der für den Empfangs-
vrt zuständigen Kriegsamtsstelle schriftlich einzureiche».

Krie- »» Nit» « - » »» irtfchastliche».
. Tie kommende Vermögensabgabe.  Ueb 'r die
angeblich nach dem Kriege geplante Vermögensabgabe glaubt
die Tägl . Rrindschan folgende Einzelheiten Mitteilen zn kön¬
nen :. Tic Abgabe soll nicht unmittelbar nach dem Kriege,
sondern erst einige Zeit später stvttfinden . Ferner gedenkt
man , sie auf eine Reihe von Jahren — man spricht von 15 —
zu verteilen . Endlich hofft man , bet der Abgabe nicht
über eine Höhe von durchschnittlich 10 Prozent hin msgehro
zu brauchen.

Krankenkassenbeiträge und  K l e b e m a r -
ke n. Für Gewerbegehilsen und Arbeiter beiderlei Ge¬
schlechts sind infolge der gestiegenen Löhne auch di? Ver¬
sicherungsbeiträge schon vielfach erhöht worden. Run kommt
nych auch für Hausgesinde, Lehr inge und ähnlicke Perchncn
eine gleiche Aussicht infolge de; gestiegenen Wertes der
gewährten Beköstigung. Tie enu rechenden Bekanntmach¬
ungen sind schon vielfach von den B Hörden erlassen worden.
Si ? sind in den Verffcherungsaesetzenvorgesehen.

Nachmittags 2 Uhr:
Distrikt Speierskopf  16:

3470 Stück Eichen- und Buchenwellen.
Zusammenkunft zur festgesetzten Zeit im Distrikt.
Oberlahnstein,  den 14. Februar 1918.

Ter Magistrat.

Fischerei-Verpachtung.
Am Mittwoch , den 13 . Mürz  1918 , vorm.

II 1/2 Uhr  wird int Hotel Müller zu Nassau (Lahn ) die
den>. Fiskus und den Usergemeinden zustehende

Fischerei in der Lahn
v;m der Geuiarkungsgrenze Rassau-Obernhof, bezw. Nassau-
Seclbach bis zur Einmündung des Rupbaches in der Ge¬
markung Gutenacker, ca. 12,5 Km., vom 1. 4. 1918 ab aus
12 Jahre öffentlich meistbietend verpachtet.

Bisheriger Pachtpreis jährlich 140 Mk. Verpachtungs-
kedingungen sind gegen Einsendung von 1,— Mk. durch die
Oberförsterei zu beziehen.

Kgl. Oberförsterei Rasta« Lahn.

Ausgabe von Lebensmitteln.
Bon Dienstag , den 19 . Februar  d . Js . ab kön¬

nen in den hiesigen Kolonialwarengeschäften (mit Ausnahme
von A . Bauscher) folgende Lebensmittel bezogen werden:
Auf Nummerabschnitt 12: 1 Flcischbrühersatzwürfel und
1 Suppenersatzwürfel ; Nr . 13: 500 Gr . Marm -lade oder
Zuckerrübenkraut ; Nr . 14: 1 Beutel Suppen ; Nr . 15: 50 Gr.
Nudeln ; Nr . 16: 50 Gr . Gerstengrütze; Nr . 17: 50 Gr . Grieß.
Auf die Kaffcersatzkarte Nr . 1, welche sich an dem Stamm
der Brotkarte befindet, 260 Gr . Kaffeerfatz. Außerdem
stehen Sardinen und Morgentrank i. Paketen in den oben
bezeichncten Geschäften zum Verkauf.

Freiendiez,  den 15. Februar 1918.
Der Bürgermeister. -

_„
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